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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1641/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 22. Juli 2003

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 des Rates zur Errichtung einer Europäischen
Umweltagentur und eines Europäischen Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetzes

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 175,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
1210/90 des Rates vom 7. Mai 1990 zur Errichtung
einer Europäischen Umweltagentur und eines Europäi-
schen Umweltinformations- und Umweltbeobachtungs-
netzes (5) sind mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften (6) (nachstehend „Haushaltsord-
nung“ genannt) und insbesondere mit deren Artikel 185
in Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für die Ausübung des in Artikel 255 des Vertrags fest-
geschriebenen Rechts auf Zugang zu Dokumenten gel-

ten, sind in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen-
ten des Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission (7) festgelegt.

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit dieser
Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Umweltagentur
zu sorgen, indem die erforderlichen Bestimmungen in
die Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 aufgenommen wer-
den; außerdem ist eine Bestimmung einzufügen, nach
der gegen die Ablehnung des Zugangs zu Dokumenten
ein Rechtsbehelf eingelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 sollte daher entspre-
chend geändert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 6 erhält folgende Fassung:

„Artikel 6

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Agentur.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 59.
(2) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(3) ABl. C 85 vom 8.4.2003, S. 64.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 22. Oktober

2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand-
punkt des Rates vom 3. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht) und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Juli
2003.

(5) ABl. L 120 vom 11.5.1990, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 933/1999 (ABl. L 117 vom 5.5.1999, S. 1).

(6) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom
30.1.2003, S. 43. (7) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1641/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 22. Juli 2003 zur Änderung der Verordnung (EWG)
Nr. 1210/90 des Rates zur Errichtung einer Europäischen
Umweltagentur und eines Europäischen Umweltinformati-
ons- und Umweltbeobachtungsnetzes (**) die praktischen
Durchführungsbestimmungen für die Verordnung (EG) Nr.
1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen der Agentur gemäß Arti-
kel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 195 bzw. 230 des
Vertrags erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 1.“

2. Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht
über die Tätigkeit der Agentur an und übermittelt ihn
spätestens am 15. Juni dem Europäischen Parlament,
dem Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und den
Mitgliedstaaten.“

b) Folgender Absatz wird hinzugefügt:

„(7) Die Agentur übermittelt der Haushaltsbehörde
jährlich alle einschlägigen Informationen zu den Ergeb-
nissen der Bewertungsverfahren.“

3. Artikel 12 erhält folgende Fassung:

„Artikel 12

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Exekutivdirek-
tors stellt der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben der Agentur für das folgende
Haushaltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen
vorläufigen Stellenplan und wird der Kommission spätes-
tens am 31. März durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (nachstehend ‚Haushaltsbehörde‘ genannt).

(3) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(4) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur
fest.

(5) Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat fest-
gestellt. Er wird endgültig, wenn der Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Union endgültig festgestellt ist. Er wird
gegebenenfalls entsprechend angepasst.

(6) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, übermittelt er diese Stellung-
nahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs Wochen
nach der Unterrichtung über das Vorhaben.“

4. Artikel 13 erhält folgende Fassung:

„Artikel 13

(1) Der Exekutivdirektor führt den Haushaltsplan der
Agentur aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen zusammen mit dem Bericht über die Haus-
haltsführung und das Finanzmanagement für das abge-
schlossene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der Kom-
mission konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der
Organe und dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel
128 der Haushaltsordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Agen-
tur zusammen mit dem Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Par-
lament und dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Agentur gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Exekutivdirektor in
eigener Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der
Agentur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.

(6) Der Exekutivdirektor leitet diese endgültigen Jahres-
abschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des Verwal-
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tungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kom-
mission und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Exekutivdirektor übermittelt dem Rechnungshof
spätestens am 30. September eine Antwort auf seine
Bemerkungen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungs-
rat zu.

(9) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europäischen
Parlament auf dessen Anfrage hin gemäß Artikel 146
Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informationen, die für
die ordnungsgemäße Abwicklung des Entlastungsverfahrens
für das betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Exekutivdirektor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlas-
tung zur Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.“

5. Artikel 14 erhält folgende Fassung:

„Artikel 14

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommis-
sion die für die Agentur geltende Finanzregelung. Diese
darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der
Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah-
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn
besondere Merkmale der Funktionsweise der Agentur es
erfordern und nachdem die Kommission dem zugestimmt
hat.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1642/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 22. Juli 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und
Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen Behörde für

Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 37, 95, 133 und
Artikel 152 Absatz 4 Buchstabe b),

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 28. Januar 2002 zur Festlegung der allgemeinen
Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts,
zur Errichtung der Europäischen Behörde für Lebensmit-
telsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur
Lebensmittelsicherheit (5) sind mit der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften (6) (nachstehend
„Haushaltsordnung“ genannt) und insbesondere mit
deren Artikel 185 in Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für die Ausübung des in Artikel 255 des Vertrags fest-
geschriebenen Rechts auf Zugang zu Dokumenten gel-
ten, sind in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen-
ten des Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission (7) festgelegt.

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit dieser
Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit zu sorgen, indem die erforderli-
chen Bestimmungen in die Verordnung (EG) Nr.
178/2002 aufgenommen werden; außerdem ist eine
Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Ablehnung
des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf eingelegt
werden kann.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sollte daher entspre-
chend geändert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 25 Absatz 9 erhält folgende Fassung:

„(9) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für die Behörde geltende Finanzregelung.
Diese darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
2343/2002 der Kommission vom 19. November 2002
betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen
gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (*)
nur abweichen, wenn besondere Merkmale der Funktions-
weise der Behörde es erfordern und nachdem die Kommis-
sion dem zugestimmt hat.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

2. Artikel 26 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Buchstabe f) erhält folgende Fassung:

„f) für die Vorbereitung des Entwurfs eines Vor-
anschlags der Einnahmen und Ausgaben sowie für
die Ausführung des Haushaltsplans der Behörde,“

(1) ABl. C 331 E du 31.12.2002, S. 79.
(2) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(3) ABl. C 85 vom 8.4.2003, S. 64.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 22. Oktober

2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand-
punkt des Rates vom 3. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht) und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Juli
2003.

(5) ABl. L 31 vom 1.2.2002, S. 1.
(6) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(7) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Geschäftsführende Direktor legt dem Ver-
waltungsrat jährlich

a) den Entwurf eines allgemeinen Berichts über sämtli-
che Tätigkeiten der Behörde im abgelaufenen Jahr,

b) den Entwurf der Arbeitsprogramme

zur Genehmigung vor.

Nach Annahme durch den Verwaltungsrat übermittelt
der Geschäftsführende Direktor die Arbeitsprogramme
dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommis-
sion und den Mitgliedstaaten und sorgt für ihre Ver-
öffentlichung.

Spätestens am 15. Juni und nach Annahme durch den
Verwaltungsrat übermittelt der Geschäftsführende
Direktor den allgemeinen Bericht über die Tätigkeiten
der Behörde dem Europäischen Parlament, dem Rat,
der Kommission, dem Rechnungshof, dem Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie dem
Ausschuss der Regionen und sorgt für seine Veröffent-
lichung.

Der Geschäftsführende Direktor übermittelt der Haus-
haltsbehörde jährlich alle einschlägigen Informationen
zu den Ergebnissen der Bewertungsverfahren.“

c) Absatz 4 wird aufgehoben.

3. Artikel 41 erhält folgende Fassung:

„Artikel 41

Zugang zu den Dokumenten

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Behörde.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1642/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 22. Juli 2003 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr.
178/2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und
Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (**) die
praktischen Durchführungsbestimmungen für die Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen der Behörde gemäß Arti-
kel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 195 bzw. 230 des
Vertrags erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 4.“

4. In Artikel 43:

a) Die Absätze 3, 4, 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„(3) Rechtzeitig vor dem in Absatz 5 genannten
Zeitpunkt erstellt der Geschäftsführende Direktor einen
Entwurf eines Voranschlags der Einnahmen und Aus-
gaben der Behörde für das folgende Haushaltsjahr, den
er zusammen mit einem vorläufigen Stellenplan dem
Verwaltungsrat übermittelt.

(4) Einnahmen und Ausgaben müssen ausgeglichen
sein.

(5) Auf der Grundlage des vom Geschäftsführenden
Direktor vorgelegten Entwurfs eines Voranschlags der
Einnahmen und Ausgaben stellt der Verwaltungsrat
jedes Jahr den Voranschlag der Einnahmen und Aus-
gaben der Behörde für das folgende Haushaltsjahr auf.
Dieser Voranschlag umfasst auch einen vorläufigen Stel-
lenplan zusammen mit vorläufigen Arbeitsprogrammen
und wird der Kommission und den Staaten, mit denen
die Gemeinschaft Abkommen gemäß Artikel 49
geschlossen hat, spätestens am 31. März durch den Ver-
waltungsrat zugeleitet.

(6) Die Kommission übermittelt den Voranschlag
zusammen mit dem Vorentwurf des Gesamthaushalts-
plans der Europäischen Union dem Europäischen Par-
lament und dem Rat (nachstehend ‚Haushaltsbehörde‘
genannt).“

b) Folgende Absätze werden hinzugefügt:

„(7) Die Kommission setzt auf der Grundlage des
Voranschlags die von ihr für erforderlich erachteten
Mittelansätze für den Stellenplan und den Betrag des
Zuschusses aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vor-
entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen
Union ein, den sie gemäß Artikel 272 des Vertrags der
Haushaltsbehörde vorlegt.

(8) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Behörde.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der
Behörde fest.

(9) Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat fest-
gestellt. Er wird endgültig, wenn der Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Union endgültig festgestellt ist.
Er wird gegebenenfalls entsprechend angepasst.

(10) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten
Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf
die Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten,
was insbesondere für Immobilienvorhaben wie die
Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er
setzt die Kommission von diesen Vorhaben in Kennt-
nis.
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Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er
eine Stellungnahme abgeben will, übermittelt er diese
Stellungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von
sechs Wochen nach der Unterrichtung über das Vor-
haben.“

5. Artikel 44 erhält folgende Fassung:

„Artikel 44

Ausführung des Haushaltsplans der Behörde

(1) Der Geschäftsführende Direktor führt den Haushalts-
plan der Behörde aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Behörde
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen zusammen mit dem Bericht über die Haus-
haltsführung und das Finanzmanagement für das abge-
schlossene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der Kom-
mission konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der
Organe und dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel
128 der Haushaltsordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der
Behörde zusammen mit dem Bericht über die Haushalts-
führung und das Finanzmanagement für das abgeschlos-
sene Haushaltsjahr. Dieser Bericht geht auch dem Europäi-
schen Parlament und dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Behörde gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Geschäftsführende
Direktor in eigener Verantwortung die endgültigen Jahres-

abschlüsse der Behörde auf und legt sie dem Verwaltungs-
rat zur Stellungnahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Behörde ab.

(6) Der Geschäftsführende Direktor leitet diese endgülti-
gen Jahresabschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des
Verwaltungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende des
Haushaltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der
Kommission und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Geschäftsführende Direktor übermittelt dem
Rechnungshof spätestens am 30. September eine Antwort
auf seine Bemerkungen. Diese Antwort geht auch dem Ver-
waltungsrat zu.

(9) Der Geschäftsführende Direktor unterbreitet dem
Europäischen Parlament auf dessen Anfrage hin gemäß
Artikel 146 Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informa-
tionen, die für die ordnungsgemäße Abwicklung des Entlas-
tungsverfahrens für das betreffende Haushaltsjahr erforder-
lich sind.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Geschäftsführenden Direktor vor dem 30. April des Jahres
n + 2 Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans für
das Jahr n.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1643/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 22. Juli 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für
die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
1592/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 15. Juli 2002 zur Festlegung gemeinsamer Vor-
schriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer
Europäischen Agentur für Flugsicherheit (5) sind mit der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (6) (nachstehend „Haushaltsordnung“ genannt) und
insbesondere mit deren Artikel 185 in Einklang zu brin-
gen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für die Ausübung des in Artikel 255 des Vertrags fest-
geschriebenen Rechts auf Zugang zu Dokumenten gel-
ten, sind in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen-
ten des Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission (7) festgelegt.

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit dieser
Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Agentur für
Flugsicherheit zu sorgen, indem die erforderlichen
Bestimmungen in die Verordnung (EG) Nr. 1592/2002
aufgenommen werden; außerdem ist eine Bestimmung
einzufügen, nach der gegen die Ablehnung des Zugangs
zu Dokumenten ein Rechtsbehelf eingelegt werden
kann.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 24 Absatz 2 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

„b) nimmt den Jahresbericht über die Tätigkeit der Agentur
an und übermittelt ihn spätestens am 15. Juni dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission,
dem Rechnungshof und den Mitgliedstaaten.

Die Agentur übermittelt der Haushaltsbehörde jährlich
alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren;“

2. Artikel 47:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001
über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom-
mission (*) findet Anwendung auf die Dokumente der
Agentur.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.“

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 85.
(2) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(3) ABl. C 85 vom 8.4.2003, S. 64.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 22. Oktober

2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand-
punkt des Rates vom 3. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht) und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Juli
2003.

(5) ABl. L 240 vom 7.9.2002, S. 1.
(6) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(7) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1643/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 22. Juli 2003 zur Änderung der Verordnung (EG)
Nr. 1592/2002 zur Festlegung gemeinsamer Vorschrif-
ten für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Euro-
päischen Agentur für Flugsicherheit (**) die praktischen
Durchführungsbestimmungen für die Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001.

(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 7.“

c) Folgender Absatz wird hinzugefügt:

„(5) Gegen die Entscheidungen der Agentur gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 195 bzw. 230
des Vertrags erhoben werden.“

3. Artikel 48:

a) Die Absätze 3, 4, 5, 6 und 7 erhalten folgende Fas-
sung:

„(3) Einnahmen und Ausgaben sind auszugleichen.

(4) Auf der Grundlage eines Entwurfs eines Vor-
anschlags der Einnahmen und Ausgaben stellt der Ver-
waltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben der Agentur für das folgende Haushalts-
jahr auf.

(5) Dieser Voranschlag umfasst auch einen vorläu-
figen Stellenplan und wird der Kommission und den
Staaten, mit denen die Gemeinschaft Übereinkünfte
gemäß Artikel 55 geschlossen hat, zusammen mit dem
vorläufigen Arbeitsprogramm spätestens am 31. März
durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(6) Die Kommission übermittelt den Voranschlag
zusammen mit dem Vorentwurf des Gesamthaushalts-
plans der Europäischen Union dem Europäischen Par-
lament und dem Rat (nachstehend ‚Haushaltsbehörde‘
genannt).

(7) Die Kommission setzt auf der Grundlage des
Voranschlags die von ihr für erforderlich erachteten
Mittelansätze für den Stellenplan und den Betrag des
Zuschusses aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vor-
entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen
Union ein, den sie gemäß Artikel 272 des Vertrags der
Haushaltsbehörde vorlegt.“

b) Folgende Absätze werden hinzugefügt:

„(8) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für
den Zuschuss für die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur
fest.

(9) Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat fest-
gestellt. Er wird endgültig, wenn der Gesamthaushalts-
plan der Europäischen Union endgültig festgestellt ist.
Er wird gegebenenfalls entsprechend angepasst.

(10) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten
Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf
die Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten,
was insbesondere für Immobilienvorhaben wie die
Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er
setzt die Kommission von diesen Vorhaben in Kennt-
nis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er
eine Stellungnahme abgeben will, übermittelt er diese
Stellungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von
sechs Wochen nach der Unterrichtung über das Vor-
haben.“

4. Artikel 49 erhält folgende Fassung:

„Artikel 49

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans

(1) Der Exekutivdirektor führt den Haushaltsplan der
Agentur aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen zusammen mit dem Bericht über die Haus-
haltsführung und das Finanzmanagement für das abge-
schlossene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der Kom-
mission konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der
Organe und dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel
128 der Haushaltsordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Agen-
tur zusammen mit dem Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Agentur gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Exekutivdirektor in
eigener Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der
Agentur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.
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(6) Der Exekutivdirektor leitet diese endgültigen Jahres-
abschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des Verwal-
tungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kom-
mission und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Exekutivdirektor übermittelt dem Rechnungshof
spätestens am 30. September eine Antwort auf seine
Bemerkungen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungs-
rat zu.

(9) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europäischen
Parlament auf dessen Anfrage hin gemäß Artikel 146
Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informationen, die für
die ordnungsgemäße Abwicklung des Entlastungsverfahrens
für das betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Exekutivdirektor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlas-
tung zur Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.“

5. Artikel 52 erhält folgende Fassung:

„Artikel 52

Finanzvorschriften

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommis-
sion die für die Agentur geltende Finanzregelung. Diese
darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der
Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah-
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn
besondere Merkmale der Funktionsweise der Agentur es
erfordern und nachdem die Kommission dem zugestimmt
hat.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1644/2003 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 22. Juli 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europäischen Agentur für
die Sicherheit des Seeverkehrs

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (2),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses (3),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (4),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
1406/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 27. Juni 2002 zur Errichtung einer Europäischen
Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (5) sind mit
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (6) (nachstehend „Haushaltsordnung“ genannt) und
insbesondere mit deren Artikel 185 in Einklang zu brin-
gen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für die Ausübung des in Artikel 255 des Vertrags fest-
geschriebenen Rechts auf Zugang zu Dokumenten gel-
ten, sind in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen-
ten des Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission (7) festgelegt.

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit dieser
Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Agentur für die
Sicherheit des Seeverkehrs zu sorgen, indem die erfor-
derlichen Bestimmungen in die Verordnung (EG) Nr.
1406/2002 aufgenommen werden; außerdem ist eine
Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Ablehnung
des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf eingelegt
werden kann.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1406/2002 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 4:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001
über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten
des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kom-
mission (*) findet Anwendung auf die Dokumente der
Agentur.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1644/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 22. Juli 2003 zur Änderung der Verordnung (EG)
Nr. 1406/2002 zur Errichtung einer Europäischen
Agentur für die Sicherheit des Seeverkehrs (**) die prak-
tischen Durchführungsbestimmungen für die Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001.

(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 10.“

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 87.
(2) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(3) ABl. C 85 vom 8.4.2003, S. 64.
(4) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 22. Oktober

2002 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht), Gemeinsamer Stand-
punkt des Rates vom 3. Juni 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht) und Beschluss des Europäischen Parlaments vom 1. Juli
2003.

(5) ABl. L 208 vom 5.8.2002, S. 1.
(6) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(7) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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c) Folgender Absatz wird hinzugefügt:

„(5) Gegen die Entscheidungen der Agentur gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 195 bzw. 230
des Vertrags erhoben werden.“

2. Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

„b) nimmt den Jahresbericht über die Tätigkeit der Agentur
an und übermittelt ihn spätestens am 15. Juni dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission,
dem Rechnungshof und den Mitgliedstaaten.

Die Agentur übermittelt der Haushaltsbehörde jährlich
alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren;“

3. Artikel 18:

a) Die Absätze 3, 4, 5 und 6 erhalten folgende Fassung:

„(3) Der Exekutivdirektor stellt einen Entwurf eines
Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben der Agen-
tur für das folgende Haushaltsjahr auf und leitet ihn
zusammen mit einem vorläufigen Stellenplan dem Ver-
waltungsrat zu.

(4) Einnahmen und Ausgaben müssen ausgeglichen
sein.

(5) Auf der Grundlage eines Entwurfs eines Vor-
anschlags der Einnahmen und Ausgaben stellt der Ver-
waltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben der Agentur für das folgende Haushalts-
jahr auf.

(6) Dieser Voranschlag umfasst auch einen vorläu-
figen Stellenplan und wird der Kommission und den
Staaten, mit denen die Gemeinschaft Übereinkünfte
gemäß Artikel 17 geschlossen hat, zusammen mit dem
vorläufigen Arbeitsprogramm spätestens am 31. März
durch den Verwaltungsrat zugeleitet.“

b) Folgende Absätze werden hinzugefügt:

„(7) Die Kommission übermittelt den Voranschlag
zusammen mit dem Vorentwurf des Gesamthaushalts-
plans der Europäischen Union dem Europäischen Par-
lament und dem Rat (nachstehend ‚Haushaltsbehörde‘
genannt).

(8) Die Kommission setzt auf der Grundlage des
Voranschlags die von ihr für erforderlich erachteten
Mittelansätze für den Stellenplan und den Betrag des
Zuschusses aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vor-
entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen
Union ein, den sie gemäß Artikel 272 des Vertrags der
Haushaltsbehörde vorlegt.

(9) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur
fest.

(10) Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat
festgestellt. Er wird endgültig, wenn der Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Union endgültig festgestellt
ist. Er wird gegebenenfalls entsprechend angepasst.

(11) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten
Vorhaben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf
die Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten,
was insbesondere für Immobilienvorhaben wie die
Anmietung oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er
setzt die Kommission von diesen Vorhaben in Kennt-
nis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er
eine Stellungnahme abgeben will, übermittelt er diese
Stellungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von
sechs Wochen nach der Unterrichtung über das Vor-
haben.“

4. Artikel 19 erhält folgende Fassung:

„Artikel 19

Ausführung und Kontrolle des Haushaltsplans

(1) Der Exekutivdirektor führt den Haushaltsplan der
Agentur aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen zusammen mit dem Bericht über die Haus-
haltsführung und das Finanzmanagement für das abge-
schlossene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der Kom-
mission konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der
Organe und dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel
128 der Haushaltsordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Agen-
tur zusammen mit dem Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Par-
lament und dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Agentur gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Exekutivdirektor in
eigener Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der
Agentur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.
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(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.

(6) Der Exekutivdirektor leitet diese endgültigen Jahres-
abschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des Verwal-
tungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kom-
mission und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Exekutivdirektor übermittelt dem Rechnungshof
spätestens am 30. September eine Antwort auf seine
Bemerkungen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungs-
rat zu.

(9) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europäischen
Parlament auf dessen Anfrage hin gemäß Artikel 146
Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informationen, die für
die ordnungsgemäße Abwicklung des Entlastungsverfahrens
für das betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Exekutivdirektor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlas-
tung zur Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.“

5. Artikel 21 erhält folgende Fassung:

„Artikel 52

Finanzvorschriften

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommis-
sion die für die Agentur geltende Finanzregelung. Diese
darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der
Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah-
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn
besondere Merkmale der Funktionsweise der Agentur es
erfordern und nachdem die Kommission dem zugestimmt
hat.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 22. Juli 2003.

Im Namen des Europäischen Parlaments

Der Präsident
P. COX

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. ALEMANNO
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1645/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2965/94 zur Errichtung eines Übersetzungszentrums für
die Einrichtungen der Europäischen Union

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2965/94
des Rates vom 28. November 1994 zur Errichtung eines
Übersetzungszentrums für die Einrichtungen der Euro-
päischen Union (4) sind mit der Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über
die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften (5) (nachstehend „Haus-
haltsordnung“ genannt) und insbesondere mit dem Arti-
kel 185 dieser Verordnung in Einklang zu bringen.

(2) Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 2965/94 muss mit
Blick auf die Klärung der Modalitäten zur Finanzierung
des Übersetzungszentrums geändert werden.

(3) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (6).

(4) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-

geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften über den Zugang zu ihren Doku-
menten verfügen sollten, die mit den Bestimmungen die-
ser Verordnung in Einklang stehen.

(5) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf das Übersetzungszentrum für
die Einrichtungen der Europäischen Union zu sorgen,
indem die erforderlichen Bestimmungen in die Verord-
nung (EG) Nr. 2965/94 aufgenommen werden; außer-
dem ist eine Bestimmung einzufügen, nach der gegen
die Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten ein
Rechtsbehelf eingelegt werden kann.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 2965/94 sollte daher entspre-
chend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2965/94 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 8 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit des Zentrums an und übermittelt ihn spätes-
tens am 15. Juni dem Europäischen Parlament, dem Rat,
der Kommission, dem Rechnungshof und den in Artikel 2
genannten Einrichtungen.

(4) Das Zentrum übermittelt der Haushaltsbehörde jähr-
lich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren.“

2. Artikel 10 Absatz 2:

a) Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

„b) Die Einnahmen des Zentrums umfassen die Zah-
lungen der Einrichtungen, für die es tätig ist, und
die Zahlungen von Organen und Institutionen für
von ihm im Rahmen einer vertraglichen Zusam-
menarbeit erbrachte Leistungen, einschließlich von
Tätigkeiten interinstitutioneller Art, sowie einen
Zuschuss der Gemeinschaft.“

b) Buchstabe c) wird gestrichen.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 50.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 314 vom 7.12.1994, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 2610/95 (ABl. L 268 vom 10.10.1995, S.1).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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3. Artikel 13 erhält folgende Fassung:

„Artikel 13

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Zentrums sind
Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes Haushaltsjahr
und werden im Haushaltsplan des Zentrums ausgewiesen,
der auch einen Stellenplan umfasst; das Haushaltsjahr fällt
mit dem Kalenderjahr zusammen.

(2) Der Haushaltsplan des Zentrums ist in Einnahmen
und Ausgaben auszugleichen.

(3) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben des Zentrums für das folgende Haus-
haltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stel-
lenplan und wird der Kommission spätestens am 31. März
durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(4) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: ‚Haushaltsbehörde‘ genannt).

(5) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(6) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für das Zentrum.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan des Zentrums
fest.

(7) Der Haushaltsplan des Zentrums wird vom Verwal-
tungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die end-
gültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäi-
schen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entspre-
chend angepasst.

(8) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.“

4. Artikel 14 Absätze 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer des Zentrums
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen des Zen-
trums und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Rat und dem Europäischen
Parlament zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofs
zu den vorläufigen Rechnungen des Zentrums gemäß Arti-
kel 129 der Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener
Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse des Zen-
trums auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen des Zentrums ab.

(6) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahresabschlüsse
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats spä-
testens am 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem
Europäischen Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof
zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.“

5. Artikel 15 erhält folgende Fassung:

„Artikel 15

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommis-
sion die für das Zentrum geltende Finanzregelung. Diese
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darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der
Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah-
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften (*) nur
abweichen, wenn besondere Merkmale der Funktionsweise
des Zentrums es erfordern und sofern die Kommission
dem zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

6. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 18a

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente des Zentrums.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1645/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 2965/94 zur Errichtung eines
Übersetzungszentrums für die Einrichtungen der Europäi-
schen Union (**) die praktischen Durchführungsbestim-
mungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen des Zentrums gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe des Artikels 195 bzw. des Arti-
kels 230 EG-Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 13.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1646/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2667/2000 über die Europäische Agentur für
Wiederaufbau

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
2667/2000 des Rates vom 5. Dezember 2000 über die
Europäische Agentur für Wiederaufbau (4) sind mit der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (5) (nachstehend „Haushaltsordnung“ genannt) und
insbesondere mit dem Artikel 185 dieser Verordnung in
Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für die Ausübung des in Artikel 255 EG-Vertrag fest-
geschriebenen Rechts auf Zugang zu Dokumenten gel-
ten, sind in der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumen-
ten des Europäischen Parlaments, des Rates und der
Kommission festgelegt (6).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Agentur für
Wiederaufbau zu sorgen, indem die erforderlichen

Bestimmungen in die Verordnung (EG) Nr. 2667/2000
aufgenommen werden; außerdem ist eine Bestimmung
einzufügen, nach der gegen die Verweigerung des
Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf eingelegt wer-
den kann.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 2667/2000 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2667/2000 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 4 Absatz 14 erhält folgende Fassung:

„(14) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit der Agentur an und übermittelt ihn spätestens
am 15. Juni dem Europäischen Parlament, dem Rat, der
Kommission und dem Rechnungshof.

(15) Die Agentur übermittelt der Haushaltsbehörde jähr-
lich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren.“

2. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e) erhält folgende Fassung:

„e) Vorbereitung eines Entwurfs für den Voranschlag der
Einnahmen und Ausgaben der Agentur und Ausfüh-
rung des Haushaltsplans der Agentur;“

3. Die Artikel 7, 8 und 9 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 7

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben der Agentur für das folgende Haus-
haltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stel-
lenplan und wird der Kommission durch den Verwaltungs-
rat spätestens am 31. März zugeleitet.

(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: Haushaltsbehörde).

(3) Die Kommission prüft den Voranschlag unter
Berücksichtigung ihrer Prioritäten und der allgemeinen
finanziellen Leitlinien für die Gemeinschaftshilfe zum Wie-
deraufbau von Serbien und Montenegro und der ehemali-
gen jugoslawischen Republik Mazedonien.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 167.
(2) Stellungnahme vom 27. März 2003 (noch nicht im Amtsblatt ver-

öffentlicht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 306 vom 7.12.2000, S. 7. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 2415/2001 (ABl. L 327 vom 12.12.2001, S. 3).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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Auf dieser Grundlage setzt sie im Rahmen des vorgeschla-
genen, für die Gemeinschaftshilfe zugunsten von Serbien
und Montenegro und der ehemaligen jugoslawischen Repu-
blik Mazedonien erforderlichen Gesamtbetrags den vorläu-
figen Jahresbeitrag zum Haushaltsplan der Agentur fest.

(4) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(5) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur
fest.

(6) Der Haushaltsplan der Agentur wird vom Verwal-
tungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die end-
gültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäi-
schen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entspre-
chend angepasst.

(7) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.

(8) Aus Gründen der Haushaltstransparenz werden Mit-
tel, die nicht aus dem Gesamthaushalt der Europäischen
Union stammen, bei den Einnahmen der Agentur gesondert
eingesetzt. Auf der Ausgabenseite werden die Verwaltungs-
und Personalkosten deutlich getrennt von den Betriebskos-
ten für die in Artikel 2 Absatz 3 Unterabsatz 1 genannten
Programme ausgewiesen.

Artikel 8

(1) Der Direktor führt den Haushaltsplan der Agentur
aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Agen-
tur und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Agentur gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener
Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der Agen-
tur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellungnahme
vor.

(5) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahresabschlüsse
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats spä-
testens am 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und
dem Rechnungshof zu.

(6) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.

Artikel 9

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommis-
sion die für die Agentur geltende Finanzregelung. Diese
darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der
Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah-
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushalt der
Europäischen Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn
besondere Merkmale der Funktionsweise der Agentur es
erfordern und sofern die Kommission dem zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“
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4. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 13a

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Agentur.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG)
Nr. 1646/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 2667/2000 über die Europäische
Agentur für Wiederaufbau (**) die praktischen Durch-
führungsbestimmungen für die Verordnung (EG) Nr.
1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen des Zentrums gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe des Artikels 195 bzw. des Arti-
kels 230 EG-Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 16.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1647/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2309/93 zur Festlegung von Gemeinschaftsverfahren für
die Genehmigung und Überwachung von Human- und Tierarzneimitteln und zur Schaffung einer

Europäischen Agentur für die Beurteilung von Arzneimitteln

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
2309/93 des Rates vom 22. Juli 1993 zur Festlegung
von Gemeinschaftsverfahren für die Genehmigung und
Überwachung von Human- und Tierarzneimitteln und
zur Schaffung einer Europäischen Agentur für die Beur-
teilung von Arzneimitteln (4) sind mit der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni
2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften (5) (nachste-
hend „Haushaltsordnung“ genannt) und insbesondere
mit dem Artikel 185 dieser Verordnung in Einklang zu
bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (6).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Agentur für die
Beurteilung von Arzneimitteln zu sorgen, indem die
erforderlichen Bestimmungen in die Verordnung (EWG)
Nr. 2309/92 aufgenommen werden; außerdem ist eine
Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Verweige-
rung des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf ein-
gelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 2309/93 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 2309/93 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 55

a) erhält Absatz 2 fünfter Gedankenstrich folgende Fas-
sung:

„— die Vorbereitung eines Entwurfs für den Vor-
anschlag der Einnahmen und Ausgaben sowie die
Ausführung des Haushaltsplans der Agentur“

b) erhält Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„Der Verwaltungsdirektor legt dem Verwaltungsrat
jedes Jahr den Entwurf eines Arbeitsprogramms für das
folgende Jahr zur Genehmigung vor, wobei er zwischen
den Tätigkeiten der Agentur in Bezug auf Humanarz-
neimittel und ihren Tätigkeiten in Bezug auf Tierarznei-
mittel unterscheidet.“;

c) wird Absatz 4 aufgehoben.

2. Artikel 56 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit der Agentur an und übermittelt ihn spätestens
am 15. Juni dem Europäischen Parlament, dem Rat, der
Kommission, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss, dem Rechnungshof und den Mitgliedstaaten.

(6) Die Agentur übermittelt der Haushaltsbehörde jähr-
lich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren.“

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 61.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 214 vom 24.8.1993, S. 1. Geändert durch die Verordnung

(EG) Nr. 649/98 der Kommission (ABl. L 88 vom 24.3.1998, S. 7).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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3. Artikel 57 erhält folgende Fassung:

„Artikel 57

(1) Die Einnahmen und Ausgaben der Agentur sind
Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes Haushaltsjahr
und werden im Haushaltsplan der Agentur ausgewiesen;
das Haushaltsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zusammen.

(2) Der Haushaltsplan der Agentur ist in Einnahmen
und Ausgaben auszugleichen.

(3) Die Einnahmen der Agentur setzen sich aus dem Bei-
trag der Gemeinschaft und den Gebühren zusammen, die
von Unternehmen für die Erteilung und die Aufrechterhal-
tung von Gemeinschaftsgenehmigungen und für andere
Leistungen der Agentur bezahlt werden.

(4) Die Ausgaben der Agentur umfassen die Personal-,
Verwaltungs-, Infrastruktur- und Betriebskosten sowie Kos-
ten, die sich aus Verträgen mit Dritten ergeben.

(5) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Verwaltungs-
direktors stellt der Verwaltungsrat jedes Jahr den Vor-
anschlag der Einnahmen und Ausgaben der Agentur für
das folgende Haushaltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst
auch einen Stellenplan und wird der Kommission spätes-
tens zum 31. März durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(6) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: ‚Haushaltsbehörde‘).

(7) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(8) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur
fest.

(9) Der Haushaltsplan der Agentur wird vom Verwal-
tungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die end-
gültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäi-
schen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entspre-
chend angepasst.

(10) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.“

4. Folgener Artikel wird eingefügt:

„Artikel 57a

(1) Der Verwaltungsdirektor führt den Haushaltsplan der
Agentur aus.

(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Agen-
tur und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Agentur gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Verwaltungsdirektor in
eigener Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der
Agentur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.

(6) Der Exekutivdirektor der Agentur leitet diese endgül-
tigen Jahresabschlüsse zusammen mit der Stellungnahme
des Verwaltungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende
des Haushaltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat,
der Kommission und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Verwaltungsdirektor übermittelt dem Rech-
nungshof spätestens am 30. September eine Antwort auf
seine Bemerkungen. Diese Antwort geht auch dem Verwal-
tungsrat zu.

(9) Der Exekutivdirektor unterbreitet dem Europäischen
Parlament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3
der Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlas-
tungsverfahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendi-
gen Informationen.
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(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Verwaltungsdirektor vor dem 30. April des Jahres n + 2
Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr
n.

(11) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für die Agentur geltende Finanzregelung.
Diese darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
2343/2002 der Kommission vom 19. November 2002
betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen
gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften (*) nur
abweichen, wenn besondere Merkmale der Funktionsweise
der Agentur es erfordern und sofern die Kommission dem
zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003.“

5. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 63a

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über

den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Agentur.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1647/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung der
Verordnung (EWG) Nr. 2309/93 zur Festlegung von
Gemeinschaftsverfahren für die Genehmigung und Über-
wachung von Human- und Tierarzneimitteln und zur
Schaffung einer Europäischen Agentur für die Beurteilung
von Arzneimitteln (**) die praktischen Durchführungs-
bestimmungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen der Agentur gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001, kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 195 bzw. 230 EG-
Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 19.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1648/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1360/90 zur Errichtung einer Europäischen Stiftung für
Berufsbildung

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
1360/90 des Rates vom 7. Mai 1990 zur Errichtung
einer Europäischen Stiftung für Berufsbildung (4) sind
mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für
den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein-
schaften (5) (nachstehend „Haushaltsordnung“ genannt)
und insbesondere mit dem Artikel 185 dieser Verord-
nung in Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (6).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen Vorschriften erlassen sollten, die mit dieser Verord-
nung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Stiftung für

Berufsbildung zu sorgen, indem die erforderlichen
Bestimmungen in die Verordnung (EWG) Nr. 1360/90
aufgenommen werden; außerdem ist eine Bestimmung
einzufügen, nach der gegen die Verweigerung des
Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf eingelegt wer-
den kann.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 1360/90 sollte daher dem-
entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1360/90 wird wie folgt geändert:

1. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 4a

Zugang zu den Dokumenten

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Stiftung.

(2) Der Vorstand erlässt innerhalb von sechs Monaten
nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1648/2003 des
Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung der Verordnung
(EWG) Nr. 1360/90 zur Errichtung einer Europäischen Stif-
tung für Berufsbildung (**) die Durchführungsbestimmun-
gen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen der Stiftung gemäß Arti-
kel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe des Artikels 195 bzw. des Arti-
kels 230 EG-Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 22.“

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 63.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 131 vom 23.5.1990, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 2666/2000 (ABl. L 306 vom 7.12.2000, S. 1).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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2. Artikel 5 Absatz 9 erhält folgende Fassung:

„(9) Der Vorstand nimmt den Jahresbericht der Stiftung
an und übermittelt ihn spätestens am 15. Juni dem Euro-
päischen Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Rech-
nungshof. Der Bericht wird auch den Mitgliedstaaten und
— zur Unterrichtung — den in Betracht kommenden Län-
dern zugeleitet.

(10) Die Stiftung übermittelt der Haushaltsbehörde jähr-
lich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren.“

3. Artikel 7 Absatz 1 dritter Gedankenstrich erhält folgende
Fassung:

„— die Vorbereitung eines Entwurfs für den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben sowie die Ausführung
des Haushaltsplans der Stiftung;“.

4. Artikel 10 erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

Haushaltsverfahren

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Vorstand jedes Jahr den Voranschlag der Einnahmen
und Ausgaben der Stiftung für das folgende Haushaltsjahr
auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stellenplan und
wird der Kommission spätestens am 31. März durch den
Vorstand zugeleitet.

(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: ‚Haushaltsbehörde‘).

(3) Die Kommission beurteilt den Voranschlag unter
Berücksichtigung der Berufsbildungsprioritäten der in
Betracht kommenden Länder und der insgesamt geltenden
finanziellen Leitlinien für die Wirtschaftshilfe zugunsten
dieser Länder. Die Kommission setzt auf der Grundlage des
Voranschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

Auf dieser Grundlage setzt sie im Rahmen des vorgeschla-
genen, für die Wirtschaftshilfe zugunsten der in Betracht
kommenden Länder erforderlichen Gesamtbetrags den jähr-
lichen Beitrag zum Haushalt der Stiftung fest, der in den
Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen
Union einzusetzen ist.

(4) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Stiftung.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Stiftung
fest.

(5) Der Haushaltsplan der Stiftung wird vom Vorstand
festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die endgültige
Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen
Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entsprechend
angepasst.

(6) Der Vorstand unterrichtet die Haushaltsbehörde
schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vorhaben,
die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die Finanzie-
rung seines Haushaltsplans haben könnten, was insbeson-
dere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung oder den
Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommission von
diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Vorstand innerhalb von sechs Wochen
nach der Unterrichtung über das Vorhaben.“

5. Artikel 11 Absätze 2, 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

„(2) Spätestens am 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Stiftung
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Stif-
tung und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Stiftung gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener
Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der Stif-
tung auf und legt sie dem Vorstand zur Stellungnahme vor.

(5) Der Vorstand der Stiftung gibt eine Stellungnahme
zu den endgültigen Jahresabschlüssen der Stiftung ab.

(6) Der Direktor der Stiftung leitet diese endgültigen Jah-
resabschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des Vor-
stands spätestens am 1. Juli nach dem Ende des Haushalts-
jahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommis-
sion und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.
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(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Vorstand zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.“

6. Artikel 12 erhält folgende Fassung:

„Artikel 12

Finanzvorschriften

Der Vorstand erlässt nach Konsultation der Kommission
die für die Stiftung geltende Finanzregelung. Diese darf von

der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der Kom-
mission vom 19. November 2002 betreffend die Rahmen-
finanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185 der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates über
die Haushaltsordnung für den Gesamthaushalt der Europäi-
schen Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn besondere
Merkmale der Funktionsweise der Stiftung es erfordern und
sofern die Kommission dem zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1649/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 über die Gründung einer Europäischen Stiftung
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen sowie zur Aufhebung der Verordnung

(EWG) Nr. 1417/76

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
1365/75 des Rates vom 26. Mai 1975 zur Errichtung
einer Europäischen Stiftung zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen (4) sind mit der Ver-
ordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom
25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaf-
ten (5) (nachstehend „Haushaltsordnung“ genannt) und
insbesondere mit dem Artikel 185 dieser Verordnung in
Einklang zu bringen. Dieser Artikel verpflichtet die
Europäische Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen zur Annahme einer Finanzregelung,
die mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002
der Kommission vom 19. November 2002 betreffend die
Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel
185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für
den Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaf-
ten (6) vereinbar ist. Die Verordnung (EWG) Nr. 1417/76
des Rates vom 1. Juni 1976 betreffend Finanzvorschrif-
ten für die Europäische Stiftung zur Verbesserung der
Lebens- und Arbeitsbedingungen (7) muss daher mit
Inkrafttreten der vom Verwaltungsrat der Stiftung ange-
nommenen Finanzregelung aufgehoben werden.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (8).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Stiftung zur
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen zu
sorgen, indem die erforderlichen Bestimmungen in die
Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 aufgenommen werden;
außerdem ist eine Bestimmung einzufügen, nach der
gegen die Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten
ein Rechtsbehelf eingelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 13, 14, 15 und 16 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 13

(1) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit und die Perspektiven der Stiftung an und
übermittelt ihn spätestens am 15. Juni dem Europäischen
Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Rechnungshof.

(2) Die Stiftung übermittelt der Haushaltsbehörde jähr-
lich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 65.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.12.2002, S. 4.
(4) ABl. L 139 vom 30.5.1975, S. 1. Zuletzt geändert durch die Bei-

trittsakte 1994.
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl. L 2 vom

7.1.2003, S. 39.
(7) ABl. L 164 vom 24.6.1976, S. 16. Zuletzt geändert durch die Ver-

ordnung (EWG) Nr. 1949/93 (ABl. L 181 vom 23.7.1993, S. 26). (8) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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Artikel 14

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Stiftung sind
Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes Haushaltsjahr
und werden im Haushaltsplan der Stiftung ausgewiesen,
der auch einen Stellenplan umfasst; das Haushaltsjahr fällt
mit dem Kalenderjahr zusammen.

(2) Der Haushaltsplan der Stiftung ist in Einnahmen und
Ausgaben auszugleichen.

Artikel 15

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben der Stiftung für das folgende Haushalts-
jahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stellenplan
und wird der Kommission spätestens am 31. März durch
den Verwaltungsrat zugeleitet.

(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: Haushaltsbehörde).

(3) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(4) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Stiftung.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Stiftung
fest.

(5) Der Haushaltsplan der Stiftung wird vom Verwal-
tungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die end-
gültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäi-
schen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entspre-
chend angepasst.

(6) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.

Artikel 16

(1) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für die Stiftung geltende Finanzregelung.

Diese darf von der Rahmenfinanzregelung (EG, Euratom)
Nr. 2343/2002 der Kommission vom 19. November 2002
betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen
gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushalt der Europäischen
Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn besondere Merk-
male der Funktionsweise der Stiftung es erfordern und
sofern die Kommission dem zustimmt.

(2) Der Direktor führt den Haushaltsplan der Stiftung
aus.

(3) Spätestens am 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Stiftung
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(4) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Stif-
tung und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat zu.

(5) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofs
zu den vorläufigen Rechnungen der Stiftung gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener
Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der Stif-
tung auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(6) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Stiftung ab.

(7) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahresabschlüsse
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats spä-
testens am 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und
dem Rechnungshof zu.

(8) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(9) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(10) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

L 245/26 29.9.2003Amtsblatt der Europäischen UnionDE



(11) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003.“

2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 18a

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Stiftung.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1649/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 über die Gründung
einer Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens-
und Arbeitsbedingungen sowie zur Aufhebung der Verord-

nung (EWG) Nr. 1417/76 (**) die Durchführungsbestim-
mungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die die Stiftung gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 trifft, kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften nach Maß-
gabe des Artikels 195 bzw. des Artikels 230 EG-Vertrag
erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 25.“

Artikel 2

Die Verordnung (EWG) Nr. 1417/76 wird am Tag des Inkrafttre-
tens der Finanzregelung, die der Verwaltungsrat gemäß Artikel
16 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1365/75 annimmt, auf-
gehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1650/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 über den gemeinschaftlichen Sortenschutz

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Inkrafttreten der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften (4) wird das System der zentrali-
sierten Ex-ante-Finanzkontrolle durch zeitgemäßere Kon-
troll- und Auditsysteme ersetzt.

(2) Das Gemeinschaftliche Sortenamt sollte über Kontroll-
und Auditsysteme verfügen, die den von den Gemein-
schaftsorganen verwendeten Systemen vergleichbar sind.

(3) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission (5) festgelegt.

(4) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen Vorschriften erlassen sollten, die mit dieser Verord-
nung in Einklang stehen.

(5) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf das Gemeinschaftliche Sorten-
amt zu sorgen, indem die erforderlichen Bestimmungen
in die Verordnung (EWG) Nr. 2100/94 des Rates vom
27. Juli 1994 über den gemeinschaftlichen Sorten-
schutz (6) aufgenommen werden; außerdem ist eine

Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Verweige-
rung des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf ein-
gelegt werden kann.

(6) Die Verordnung (EWG) Nr. 2100/94 sollte daher ent-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2100/94 wird wie folgt geändert:

1. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 33a

Zugang zu den Dokumenten

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente des Amtes.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1650/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 über den gemeinschaftli-
chen Sortenschutz (**) die praktischen Durchführungs-
bestimmungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die das Amt gemäß Arti-
kel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 trifft, kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe des Artikels 195 bzw. des Arti-
kels 230 EG-Vertrag eingelegt werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 28.“

2. Artikel 111 wird wie folgt geändert:

a) Der Titel erhält folgende Fassung:

„Rechnungsprüfung und Kontrolle“.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 69.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(5) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(6) ABl. L 227 vom 1.9.1994, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 2506/95 (ABl. L 258 vom 28.10.1995, S. 3).
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b) Artikel 111 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Beim Gemeinschaftlichen Sortenamt wird das
Amt eines Internen Prüfers eingerichtet, das unter Ein-
haltung der einschlägigen internationalen Normen aus-
geübt werden muss. Der vom Präsidenten benannte
Interne Prüfer ist diesem gegenüber für die Überprü-
fung des ordnungsgemäßen Funktionierens der Systeme
und der Verfahren zum Vollzug des Amtshaushalts ver-
antwortlich.

Der Interne Prüfer berät den Präsidenten in Fragen der
Risikokontrolle, indem er unabhängige Stellungnahmen

zur Qualität der Verwaltungs- und Kontrollsysteme und
Empfehlungen zur Verbesserung der Bedingungen für
die Abwicklung der Vorgänge sowie zur Förderung
einer wirtschaftlichen Haushaltsführung abgibt.

Der Anweisungsbefugte führt interne Kontrollsysteme
und -verfahren ein, die für die Ausführung seiner Auf-
gaben geeignet sind.“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1651/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 zur Schaffung einer Europäischen
Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
302/93 des Rates vom 8. Februar 1993 zur Schaffung
einer Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und
Drogensucht (4) sind mit der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften (5) (nachstehend „Haus-
haltsordnung“ genannt) und insbesondere mit dem Arti-
kel 185 dieser Verordnung in Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (6).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Beobachtungs-
stelle für Drogen und Drogensucht zu sorgen, indem die
erforderlichen Bestimmungen in die Verordnung (EWG)
Nr. 302/93 aufgenommen werden; außerdem ist eine
Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Verweige-
rung des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf ein-
gelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 302/93 sollte daher entspre-
chend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 302/93 wird wie folgt geändert:

1. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 6a

Zugang zu den Dokumenten

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Beobachtungsstel-
le.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1651/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EWG) Nr. 302/93 zur Schaffung einer
Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogen-
sucht (**) die praktischen Durchführungsbestimmungen für
die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die die Beobachtungs-
stelle gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
trifft, kann Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage
beim Gerichtshof nach Maßgabe des Artikels 195 bzw. des
Artikels 230 EG-Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 30.“

2. Artikel 8 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit der Beobachtungsstelle an und übermittelt ihn
spätestens am 15. Juni dem Europäischen Parlament, dem
Rat, der Kommission, dem Rechnungshof und den Mit-
gliedstaaten.

(6) Die Beobachtungsstelle übermittelt der Haushalts-
behörde jährlich alle einschlägigen Informationen zu den
Ergebnissen der Bewertungsverfahren.“

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 71.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 36 vom 12.2.1993, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 2220/2000 (ABl. L 253 vom 7.10.2000, S. 1).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.

L 245/30 29.9.2003Amtsblatt der Europäischen UnionDE



3. Artikel 9 Absatz 1 vierter Gedankenstrich erhält folgende
Fassung:

„— die Vorbereitung eines Entwurfs für den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben sowie die Ausführung
des Haushaltsplans der Stiftung;“

4. Artikel 11 erhält folgende Fassung:

„Artikel 11

Aufstellung des Haushaltsplans

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Beobachtungs-
stelle sind Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes
Haushaltsjahr und werden im Haushaltsplan der Beobach-
tungsstelle ausgewiesen; das Haushaltsjahr fällt mit dem
Kalenderjahr zusammen.

(2) Der Haushaltsplan der Beobachtungsstelle ist in Ein-
nahmen und Ausgaben auszugleichen.

(3) Die Einnahmen der Beobachtungsstelle umfassen
unbeschadet anderer Finanzmittel einen Zuschuss der
Gemeinschaft aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Union (Einzelplan Kommission), Zahlungen für
erbrachte Dienstleistungen sowie etwaige Finanzbeiträge
der in Artikel 12 beziehungsweise Artikel 13 genannten
Organisationen, Einrichtungen und Drittländer.

(4) Die Ausgaben der Beobachtungsstelle umfassen ins-
besondere

a) die Bezüge des Personals, die Verwaltungs- und Infra-
strukturausgaben, die Kosten für Verwaltung

b) und die Kosten für die Unterstützung der an das Reitox
angeschlossenen einzelstaatlichen Informationsnetze
sowie die durch Vertragsabschlüsse mit den Fachzen-
tren entstehenden Kosten.

(5) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben der Beobachtungsstelle für das folgende
Haushaltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen
Stellenplan und wird der Kommission zusammen mit dem
Arbeitsprogramm der Beobachtungsstelle spätestens zum
31. März durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(6) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: Haushaltsbehörde).

(7) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(8) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Beobachtungsstelle.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Beobach-
tungsstelle fest.

(9) Der Haushaltsplan wird vom Verwaltungsrat fest-
gestellt. Er wird dann endgültig, wenn die endgültige Fest-
stellung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union
erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entsprechend angepasst.

(10) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.“

5. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 11a

Ausführung des Haushaltsplans

(1) Der Direktor führt den Haushaltsplan aus.

(2) Spätestens am 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Beobach-
tungsstelle dem Rechnungsführer der Kommission die vor-
läufigen Rechnungen und den Bericht über die Haushalts-
führung und das Finanzmanagement für das abgeschlos-
sene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission
konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der Organe und
dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der
Haushaltsordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach Ende des Haushalts-
jahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Beob-
achtungsstelle und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Par-
lament und dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Beobachtungsstelle
gemäß Artikel 129 der Haushaltsordnung stellt der Direk-
tor in eigener Verantwortung die endgültigen Jahres-
abschlüsse der Beobachtungsstelle auf und legt sie dem Ver-
waltungsrat zur Stellungnahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Beobachtungsstelle ab.
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(6) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahresabschlüsse
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats spä-
testens am 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und
dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.

(11) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für die Beobachtungsstelle geltende
Finanzregelung. Diese darf von der Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 2343/2002 der Kommission vom 19. November
2002 betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtun-
gen gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushalt der Europäischen
Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn besondere Merk-
male der Funktionsweise der Beobachtungsstelle es erfor-
dern und sofern die Kommission dem zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1652/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1035/97 zur Einrichtung einer Europäischen Stelle zur
Beobachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 284 und 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr.
1035/97 des Rates vom 2. Juni 1997 zur Einrichtung
einer Europäischen Stelle zur Beobachtung von Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit (4) sind mit der Verord-
nung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25.
Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (5)
(nachstehend „Haushaltsordnung“ genannt) und ins-
besondere mit dem Artikel 185 dieser Verordnung in
Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (6).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Stelle zur Beob-
achtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu sor-
gen, indem die erforderlichen Bestimmungen in die Ver-

ordnung (EG) Nr. 1035/97 aufgenommen werden; außer-
dem ist eine Bestimmung einzufügen, nach der gegen
die Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten ein
Rechtsbehelf eingelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 1035/97 sollte daher dement-
sprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1035/97 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe g) wird wie folgt geändert:

„g) Sie veröffentlicht einen Jahresbericht über den Stand
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in der
Gemeinschaft, worin sie auch auf Beispiele bewährter
Praktiken hinweist, sowie einen Jahresbericht über ihre
eigene Tätigkeit.“

2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 5a

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*)
findet Anwendung auf die Dokumente der Beobachtungs-
stelle.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1652/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 1035/97 zur Einrichtung einer
Europäischen Stelle zur Beobachtung von Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit (**) die praktischen Durchführungs-
bestimmungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die die Beobachtungs-
stelle gemäß Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
trifft, kann Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage
beim Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 195 bzw. 230
EG-Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 33.“

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 63.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 151 vom 10.6.1997, S. 1.
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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3. Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3:

i) Buchstabe b) erhält folgende Fassung:

„b) Er nimmt die beiden in Artikel 2 Absatz 2
Buchstabe g) genannten Berichte sowie die
Schlussfolgerungen und Stellungnahmen der
Beobachtungsstelle an und übermittelt sie dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommis-
sion, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozi-
alausschuss und dem Ausschuss der Regionen;
er trägt für die Veröffentlichung der in Artikel
2 Absatz 2 Buchstabe g) genannten Jahres-
berichte Sorge; der Jahresbericht über die Tätig-
keit der Beobachtungsstelle wird dem Europäi-
schen Parlament, dem Rat, der Kommission,
dem Rechnungshof, dem Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschuss und dem Aus-
schuss der Regionen spätestens am 15. Juni
übermittelt.“

ii) Buchstabe e) wird gestrichen.

b) Folgender Absatz wird eingefügt:

„(5) Die Beobachtungsstelle übermittelt der Haus-
haltsbehörde jährlich alle einschlägigen Informationen
zu den Ergebnissen der Bewertungsverfahren.“

4. Artikel 12 erhält folgende Fassung:

„Artikel 12

Aufstellung des Haushaltsplans

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Beobachtungs-
stelle sind Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes
Haushaltsjahr und werden im Haushaltsplan der Beobach-
tungsstelle ausgewiesen; das Haushaltsjahr fällt mit dem
Kalenderjahr zusammen.

(2) Der Haushaltsplan der Beoachtungsstelle ist in Ein-
nahmen und Ausgaben auszugleichen.

(3) Die Einnahmen der Beobachtungsstelle umfassen
unbeschadet anderer Finanzmittel:

a) einen Zuschuss der Gemeinschaft aus dem Gesamt-
haushaltsplan der Europäischen Union (Einzelplan
‚Kommission‘);

b) Zahlungen für erbrachte Dienstleistungen;

c) etwaige Finanzbeiträge der in Artikel 7 genannten
Organisationen;

d) etwaige freiwillige Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten.

(4) Die Ausgaben der Beobachtungsstelle umfassen ins-
besondere die Bezüge des Personals, die Verwaltungs- und
Infrastrukturausgaben, die Betriebskosten und die durch
Vertragsabschlüsse mit den Institutionen und Stellen, die
dem Raxen-Netz angehören, oder mit Dritten entstehenden
Kosten.

(5) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben der Beobachtungsstelle für das folgende
Haushaltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen
Stellenplan und wird der Kommission spätestens zum 31.
März durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(6) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: Haushaltsbehörde).

(7) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(8) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Beobachtungsstelle.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Beobach-
tungsstelle fest.

(9) Der Haushaltsplan der Beobachtungsstelle wird vom
Verwaltungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn
die endgültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls ent-
sprechend angepasst.

(10) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.“

5. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 12a

Ausführung des Haushaltsplans

(1) Der Direktor führt den Haushaltsplan der Beobach-
tungsstelle aus.

(2) Spätestens am 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Beobach-
tungsstelle dem Rechnungsführer der Kommission die vor-
läufigen Rechnungen und den Bericht über die Haushalts-
führung und das Finanzmanagement für das abgeschlos-
sene Haushaltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission
konsolidiert die vorläufigen Rechnungen der Organe und
dezentralisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der
Haushaltsordnung.
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(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Beob-
achtungsstelle und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Par-
lament und dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Beobachtungsstelle
gemäß Artikel 129 der Haushaltsordnung stellt der Direk-
tor in eigener Verantwortung die endgültigen Jahres-
abschlüsse der Beobachtungsstelle auf und legt sie dem Ver-
waltungsrat zur Stellungnahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Beobachtungsstelle ab.

(6) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahresabschlüsse
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats spä-
testens am 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und
dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.

(11) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für die Beobachtungsstelle geltende
Finanzregelung. Diese darf von der Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 2343/2002 der Kommission vom 19. November
2002 betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtun-
gen gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushalt der Europäischen
Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn besondere Merk-
male der Funktionsweise der Beobachtungsstelle es erfor-
dern und sofern die Kommission dem zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1653/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 40/94 über die Gemeinschaftsmarke

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit Inkrafttreten der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften (4) wird das System der zentrali-
sierten Ex-ante-Finanzkontrolle durch zeitgemäßere Kon-
troll- und Auditsysteme ersetzt.

(2) Das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt sollte
über Kontroll- und Auditsysteme verfügen, die mit den
von den Gemeinschaftsorganen verwendeten Systemen
vergleichbar sind.

(3) Die für das Zugangsrecht zu den Dokumenten nach
Artikel 255 des Vertrags geltenden allgemeinen Grund-
sätze und Einschränkungen sind in der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffent-
lichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments,
des Rates und der Kommission (5) festgelegt.

(4) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(5) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf das Harmonisierungsamt für
den Binnenmarkt zu sorgen, indem die erforderlichen
Bestimmungen in die Verordnung (EG) Nr. 40/94 des
Rates vom 20. Dezember 1994 über die Gemeinschafts-
marke (6) aufgenommen werden; außerdem ist eine

Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Verweige-
rung des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf ein-
gelegt werden kann.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 40/94 sollte daher dementspre-
chend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 40/94 wird wie folgt geändert:

1. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 118a

Zugang zu den Dokumenten

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente des Amtes.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1653/2003 vom 18. Juni 2003 zur Änderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 40/94 über die Gemeinschaftsmarke (**)
die praktischen Durchführungsbestimmungen für die Ver-
ordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die das Amt gemäß Arti-
kel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 trifft, kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften nach Maß-
gabe von Artikel 195 bzw. 230 EG-Vertrag erhoben wer-
den.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 36.“

2. Artikel 136 erhält folgende Fassung:

„Artikel 136

Rechnungsprüfung und Kontrolle

(1) Beim Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt
wird das Amt eines Internen Prüfers eingerichtet, das unter
Einhaltung der einschlägigen internationalen Normen aus-
geübt werden muss. Der von dem Präsidenten benannte

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 75.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(5) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(6) ABl. L 11 vom 14.1.1994, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 3288/94 (ABl. L 349 vom 31.12.1994, S. 83).
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Interne Prüfer ist diesem gegenüber für die Überprüfung
des ordnungsgemäßen Funktionierens der Systeme und der
Vollzugsverfahren des Amtshaushalts verantwortlich.

(2) Der Interne Prüfer berät den Präsidenten in Fragen
der Risikokontrolle, indem er unabhängige Stellungnahmen
zur Qualität der Verwaltungs- und Kontrollsysteme und
Empfehlungen zur Verbesserung der Bedingungen für die
Abwicklung der Vorgänge sowie zur Förderung einer wirt-
schaftlichen Haushaltsführung abgibt.

(3) Der Anweisungsbefugte führt interne Kontrollsys-
teme und -verfahren ein, die für die Ausführung seiner
Aufgaben geeignet sind.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS

29.9.2003 L 245/37Amtsblatt der Europäischen UnionDE



VERORDNUNG (EG) Nr. 1654/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2062/94 zur Einrichtung einer Europäischen Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 2062/94
des Rates vom 18. Juli 1994 zur Errichtung einer Euro-
päischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz (4) sind mit der Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über
die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der
Europäischen Gemeinschaften (5) (nachstehend „Haus-
haltsordnung“ genannt) und insbesondere mit dem Arti-
kel 185 dieser Verordnung in Einklang zu bringen.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (6).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf die Europäische Agentur für
Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz zu
sorgen, indem die erforderlichen Bestimmungen in die
Verordnung (EG) Nr. 2062/94 aufgenommen werden;
außerdem ist eine Bestimmung einzufügen, nach der
gegen die Verweigerung des Zugangs zu Dokumenten
ein Rechtsbehelf eingelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EG) Nr. 2064/94 sollte daher entspre-
chend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 2062/94 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 6 erhält folgende Fassung:

„Artikel 6

Zugang zu den Dokumenten

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente der Agentur.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1654/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 2062/94 zur Einrichtung einer
Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz (**) die praktischen Durchführungs-
bestimmungen für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die die Agentur gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 trifft, kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof nach Maßgabe des Artikels 195 bzw. des Arti-
kels 230 EG-Vertrag erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 38.“

2. Artikel 10 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit der Agentur an und übermittelt ihn spätestens
am 15. Juni dem Europäischen Parlament, dem Rat, der
Kommission, dem Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss, dem Rechnungshof, den Mitgliedstaaten und
dem Beratenden Ausschuss für Sicherheit, Arbeitshygiene
und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 77.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 216 vom 20.8.1994, S. 1. Geändert durch die Verordnung

(EG) Nr. 1643/95 (ABl. L 156 vom 7.7.1995, S. 1).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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(3) Die Agentur übermittelt der Haushaltsbehörde jähr-
lich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnissen
der Bewertungsverfahren.“

3. Die Artikel 13, 14 und 15 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 13

Entwurf des Voranschlags — Feststellung des Haus-
haltsplans

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben der Agentur für das folgende Haus-
haltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stel-
lenplan und wird der Kommission spätestens zum 31. März
durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (im Folgenden: Haushaltsbehörde).

(3) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(4) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für die Agentur.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan der Agentur
fest.

(5) Der Haushaltsplan der Agentur wird vom Verwal-
tungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die end-
gültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäi-
schen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entspre-
chend angepasst.

(6) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.

Artikel 14

Ausführung des Haushaltsplans

(1) Der Direktor führt den Haushaltsplan der Agentur
aus.

(2) Spätestens am 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Agentur
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen der Agen-
tur und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen der Agentur gemäß Artikel
129 der Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener
Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse der Agen-
tur auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellungnahme
vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen der Agentur ab.

(6) Der Direktor leitet diese endgültigen Jahresabschlüsse
zusammen mit der Stellungnahme des Verwaltungsrats spä-
testens am 1. Juli nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem
Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und
dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung alle für ein reibungsloses Entlastungsver-
fahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendigen Infor-
mationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.
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Artikel 15

Finanzregelung

Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der Kommis-
sion die für die Agentur geltende Finanzregelung. Diese
darf von der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002 der
Kommission vom 19. November 2002 betreffend die Rah-
menfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel 185
der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates
vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften (*) nur

abweichen, wenn besondere Merkmale der Funktionsweise
der Agentur es erfordern und sofern die Kommission dem
zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1655/2003 DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 337/75 zur Errichtung eines Europäischen Zentrums für
die Förderung der Berufsbildung sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1416/76

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 308,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Einige Bestimmungen der Verordnung (EWG) Nr. 337/75
des Rates vom 10. Februar 1975 zur Errichtung eines
Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbil-
dung (4) sind mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die Haus-
haltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften (5) (nachstehend „Haushaltsord-
nung“ genannt) und insbesondere mit dem Artikel 185
dieser Verordnung in Einklang zu bringen. Dieser Artikel
verpflichtet das Europäische Zentrum für die Förderung
der Berufsbildung zur Annahme einer Finanzregelung,
die mit der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2343/2002
der Kommission vom 19. November 2002 betreffend die
Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen gemäß Artikel
185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates vom 25. Juni 2002 über die Haushaltsordnung für
den Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaf-
ten (6) vereinbar ist. Die Verordnung (EWG) Nr. 1416/76
des Rates vom 1. Juni 1976 betreffend Finanzvorschrif-
ten für das Europäische Zentrum für die Förderung der
Berufsbildung (7) muss daher mit Inkrafttreten der vom
Verwaltungsrat des Zentrums angenommenen Finanz-
regelung aufgehoben werden.

(2) Die allgemeinen Grundsätze und Einschränkungen, die
für das in Artikel 255 EG-Vertrag festgeschriebene Recht
auf Zugang zu Dokumenten gelten, sind in der Verord-
nung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Par-
laments, des Rates und der Kommission festgelegt (8).

(3) Bei der Annahme der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001
haben die drei Organe eine gemeinsame Erklärung abge-
geben, wonach die Agenturen und ähnlichen Einrichtun-
gen über Vorschriften verfügen sollten, die mit den
Bestimmungen dieser Verordnung in Einklang stehen.

(4) Es gilt daher, für die Anwendbarkeit der Verordnung
(EG) Nr. 1049/2001 auf das Europäische Zentrum für
die Förderung der Berufsbildung zu sorgen, indem die
erforderlichen Bestimmungen in die Verordnung (EWG)
Nr. 337/75 aufgenommen werden; außerdem ist eine
Bestimmung einzufügen, nach der gegen die Verweige-
rung des Zugangs zu Dokumenten ein Rechtsbehelf ein-
gelegt werden kann.

(5) Die Verordnung (EWG) Nr. 337/75 sollte daher entspre-
chend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 337/75 wird wie folgt geändert:

1. Die Artikel 10, 11, 12 und 12a erhalten folgende Fassung:

„Artikel 10

(1) Alle Einnahmen und Ausgaben des Zentrums sind
Gegenstand von Vorausschätzungen für jedes Haushaltsjahr
und werden im Haushaltsplan des Zentrums ausgewiesen,
der auch einen Stellenplan umfasst; das Haushaltsjahr fällt
mit dem Kalenderjahr zusammen.

(2) Der Haushaltsplan des Zentrums ist in Einnahmen
und Ausgaben auszugleichen.

Artikel 11

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Direktors stellt
der Verwaltungsrat jedes Jahr den Voranschlag der Einnah-
men und Ausgaben des Zentrums für das folgende Haus-
haltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch einen Stel-
lenplan und wird der Kommission spätestens am 31. März
durch den Verwaltungsrat zugeleitet.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 82.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 39 vom 13.2.1975, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EG) Nr. 354/95 (ABl. L 41 vom 23.2.1995, S. 1).
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
(6) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl. L 2 vom

7.1.2003, S. 39.
(7) ABl. L 164 vom 24.6.1976, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verord-

nung (EWG) Nr. 1948/93 (ABl. L 181 vom 23.7.1993, S. 15). (8) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
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(2) Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusam-
men mit dem Vorentwurf des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem
Rat (nachstehend ‚Haushaltsbehörde‘ genannt).

(3) Die Kommission setzt auf der Grundlage des Vor-
anschlags die von ihr für erforderlich erachteten Mittel-
ansätze für den Stellenplan und den Betrag des Zuschusses
aus dem Gesamthaushaltsplan in den Vorentwurf des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union ein, den sie
gemäß Artikel 272 des Vertrags der Haushaltsbehörde vor-
legt.

(4) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für das Zentrum.

Die Haushaltsbehörde stellt den Stellenplan des Zentrums
fest.

(5) Der Haushaltsplan des Zentrums wird vom Verwal-
tungsrat festgestellt. Er wird dann endgültig, wenn die end-
gültige Feststellung des Gesamthaushaltsplans der Europäi-
schen Union erfolgt ist. Er wird gegebenenfalls entspre-
chend angepasst.

(6) Der Verwaltungsrat unterrichtet die Haushalts-
behörde schnellstmöglich über alle von ihm geplanten Vor-
haben, die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf die
Finanzierung des Haushaltsplans haben könnten, was ins-
besondere für Immobilienvorhaben wie die Anmietung
oder den Erwerb von Gebäuden gilt. Er setzt die Kommis-
sion von diesen Vorhaben in Kenntnis.

Hat ein Teil der Haushaltsbehörde mitgeteilt, dass er eine
Stellungnahme abgeben will, so übermittelt er diese Stel-
lungnahme dem Verwaltungsrat innerhalb von sechs
Wochen nach der Unterrichtung über das Vorhaben.

Artikel 12

(1) Der Verwaltungsrat erlässt nach Konsultation der
Kommission die für das Zentrum geltende Finanzregelung.
Diese darf von der Rahmenfinanzregelung (EG, Euratom)
Nr. 2343/2002 der Kommission vom 19. November 2002
betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrichtungen
gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom) Nr.
1605/2002 des Rates über die Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften (*)
nur abweichen, wenn besondere Merkmale der Funktions-
weise des Zentrums es erfordern und sofern die Kommis-
sion dem zustimmt.

Artikel 12a

(1) Der Direktor führt den Haushaltsplan des Zentrums
aus.

(2) Spätestens am 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer des Zentrums
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-

haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen des Zen-
trums und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Dieser Bericht geht auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat zu.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen des Zentrums gemäß Arti-
kel 129 der Haushaltsordnung stellt der Direktor in eigener
Verantwortung die endgültigen Jahresabschlüsse des Zen-
trums auf und legt sie dem Verwaltungsrat zur Stellung-
nahme vor.

(5) Der Verwaltungsrat gibt eine Stellungnahme zu den
endgültigen Jahresabschlüssen des Zentrums ab.

(6) Der Direktor des Zentrums leitet diese endgültigen
Jahresabschlüsse zusammen mit der Stellungnahme des
Verwaltungsrats spätestens am 1. Juli nach dem Ende des
Haushaltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der
Kommission und dem Rechnungshof zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Direktor übermittelt dem Rechnungshof spätes-
tens am 30. September eine Antwort auf seine Bemerkun-
gen. Diese Antwort geht auch dem Verwaltungsrat zu.

(9) Der Direktor unterbreitet dem Europäischen Par-
lament auf dessen Anfrage gemäß Artikel 146 Absatz 3 der
Haushaltsordnung hin alle für ein reibungsloses Entlas-
tungsverfahren für das betreffende Haushaltsjahr notwendi-
gen Informationen.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische Parlament dem
Direktor vor dem 30. April des Jahres n + 2 Entlastung zur
Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

2. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 12b

(1) Der Verwaltungsrat nimmt den Jahresbericht über
die Tätigkeit und die Perspektiven des Zentrums an und
übermittelt ihn spätestens am 15. Juni dem Europäischen
Parlament, dem Rat, der Kommission, dem Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Rechnungshof.
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(2) Die Einrichtung übermittelt der Haushaltsbehörde
jährlich alle einschlägigen Informationen zu den Ergebnis-
sen der Bewertungsverfahren.“

3. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 14a

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über
den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der Kommission (*) fin-
det Anwendung auf die Dokumente des Zentrums.

(2) Der Verwaltungsrat erlässt innerhalb von sechs
Monaten nach Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr.
1655/2003 des Rates vom 18. Juni 2003 zur Änderung
der Verordnung (EWG) Nr. 337/75 zur Errichtung eines
Europäischen Zentrums für die Förderung der Berufsbil-
dung sowie zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr.
1416/76 (**) die praktischen Durchführungsbestimmungen
für die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001.

(3) Gegen die Entscheidungen, die das Zentrum gemäß
Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 trifft, kann
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten oder Klage beim
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften nach Maß-
gabe des Artikels 195 bzw. des Artikels 230 EG-Vertrag
erhoben werden.

(*) ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43.
(**) ABl. L 245 vom 29.9.2003, S. 41.“

Artikel 2

Die Verordnung (EWG) Nr. 1417/76 wird mit Inkrafttreten der
Finanzregelung, die der Verwaltungsrat gemäß Artikel 12
Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 337/75 annimmt, auf-
gehoben.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am ersten Tag des Monats nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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(In Anwendung von Titel VI des Vertrages über die Europäischen Union erlassene Rechtsakte)

BESCHLUSS 2003/659/JI DES RATES

vom 18. Juni 2003

zur Änderung des Beschlusses 2002/187/JI über die Errichtung von Eurojust zur Verstärkung der
Bekämpfung der schweren Kriminalität

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson-
dere auf Artikel 31 und Artikel 34 Absatz 2 Buchstabe c),

auf Initiative der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

nach Stellungnahme des Rechnungshofs (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Eurojust ist eine Einrichtung im Sinne des Vertrags über
die Europäische Union und erhält derzeit Zuschüsse aus
dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union. Die
Ausgaben von Eurojust, die aus dem Gesamthaushalts-
plan finanziert werden, müssen somit nach Artikel 41
Absatz 4 des Vertrags über die Europäische Union
gemäß den Haushaltsvorschriften und -verfahren der
Europäischen Union verwaltet werden.

(2) Daher sind einige Bestimmungen des Beschlusses
2002/187/JI des Rates vom 28. Februar 2002 über die
Errichtung von Eurojust zur Verstärkung der Bekämp-
fung der schweren Kriminalität (4) auf die Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni
2002 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Gemeinschaften (nachste-
hend „Haushaltsordnung“ genannt) (5) abzustimmen.

(3) Der Beschluss 2002/187/JI sollte daher entsprechend
geändert werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Der Beschluss 2002/187/JI wird wie folgt geändert:

1. Die Artikel 35, 36 und 37 erhalten folgende Fassung:

„Artikel 35

Aufstellung des Haushaltsplans

(1) Auf der Grundlage eines Entwurfs des Verwaltungs-
direktors stellt das Kollegium jedes Jahr den Voranschlag
der Einnahmen und Ausgaben von Eurojust für das fol-
gende Haushaltsjahr auf. Dieser Voranschlag umfasst auch
den Entwurf eines Stellenplans und wird der Kommission
spätestens zum 31. März durch das Kollegium zugeleitet.

(2) Die Kommission schlägt im Vorentwurf des Gesamt-
haushaltsplans der Europäischen Union auf der Grundlage
des Voranschlags die Höhe des jährlichen Zuschusses sowie
die ständigen Stellen und Stellen auf Zeit vor und unter-
breitet den Vorentwurf gemäß Artikel 272 des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft der Haushalts-
behörde.

(3) Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den
Zuschuss für Eurojust und legt im Rahmen des Statuts der
Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten
der Gemeinschaften die ständigen Stellen oder Stellen auf
Zeit fest.

(4) Vor Beginn des Haushaltsjahres stellt das Kollegium
von Eurojust den Haushaltsplan, einschließlich des Stellen-
plans nach Artikel 34 Absatz 1 dritter Satz, auf der Grund-
lage des jährlichen Zuschusses und der von der Haushalts-
behörde gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels bewil-
ligten Stellen auf und passt ihn entsprechend den Eurojust
gewährten einzelnen Beiträgen und den Mitteln aus anderer
Quelle an.

Artikel 36

Ausführung des Haushaltsplans und Entlastung

(1) Der Verwaltungsdirektor führt als Anweisungsbefug-
ter den Haushaltsplan von Eurojust aus. Er ist dem Kolle-
gium über die Ausführung des Haushaltsplans rechen-
schaftspflichtig.

(1) ABl. C 331 E vom 31.12.2002, S. 67.
(2) Stellungnahme vom 27.3.2003 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-

licht).
(3) ABl. C 285 vom 21.11.2002, S. 4.
(4) ABl. L 63 vom 6.3.2002, S.1.
(5) ABl. L 248 vom 16.9.2002, S. 1. Berichtigt in ABl. L 25 vom

30.1.2003, S. 43.
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(2) Spätestens zum 1. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer von Eurojust
dem Rechnungsführer der Kommission die vorläufigen
Rechnungen und den Bericht über die Haushaltsführung
und das Finanzmanagement für das abgeschlossene Haus-
haltsjahr. Der Rechnungsführer der Kommission konsoli-
diert die vorläufigen Rechnungen der Organe und dezentra-
lisierten Einrichtungen gemäß Artikel 128 der Haushalts-
ordnung.

(3) Spätestens am 31. März nach dem Ende des Haus-
haltsjahrs übermittelt der Rechnungsführer der Kommission
dem Rechnungshof die vorläufigen Rechnungen von Euro-
just und den Bericht über die Haushaltsführung und das
Finanzmanagement für das abgeschlossene Haushaltsjahr.
Der Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzma-
nagement wird auch dem Europäischen Parlament und
dem Rat übermittelt.

(4) Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofes
zu den vorläufigen Rechnungen von Eurojust gemäß Arti-
kel 129 der Haushaltsordnung stellt der Verwaltungsdirek-
tor in eigener Verantwortung die endgültigen Jahres-
abschlüsse von Eurojust auf und legt sie dem Kollegium
von Eurojust zur Stellungnahme vor.

(5) Das Kollegium von Eurojust gibt eine Stellungnahme
zu den endgültigen Jahresabschlüssen von Eurojust ab.

(6) Der Verwaltungsdirektor von Eurojust leitet diese
endgültigen Jahresabschlüsse zusammen mit der Stellung-
nahme des Kollegiums von Eurojust spätestens am 1. Juli
nach dem Ende des Haushaltsjahrs dem Europäischen Par-
lament, dem Rat, der Kommission und dem Rechnungshof
zu.

(7) Die endgültigen Jahresabschlüsse werden veröffent-
licht.

(8) Der Verwaltungsdirektor von Eurojust übermittelt
dem Rechnungshof spätestens am 30. September eine Ant-
wort auf seine Bemerkungen. Diese Antwort geht auch
dem Kollegium von Eurojust zu.

(9) Der Verwaltungsdirektor, der dem Kollegium von
Eurojust und seinem Präsidenten unterstellt ist, übermittelt
dem Europäischen Parlament auf dessen Anfrage gemäß
Artikel 146 Absatz 3 der Haushaltsordnung alle Informa-
tionen, die für die reibungslose Durchführung des Entlas-
tungsverfahrens für das entsprechende Haushaltsjahr erfor-
derlich sind.

(10) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter
Mehrheit entscheidet, erteilt das Europäische Parlament
dem Verwaltungsdirektor vor dem 30. April des Jahres n
+ 2 Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans für das
Jahr n.

Artikel 37

Finanzregelung

(1) Das Kollegium erlässt nach Konsultation der Kom-
mission einstimmig die für den Haushalt von Eurojust gel-
tende Finanzregelung. Diese darf von der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 2343/2002 der Kommission vom 19. Novem-
ber 2002 betreffend die Rahmenfinanzregelung für Einrich-
tungen gemäß Artikel 185 der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1605/2002 des Rates vom 25. Juni 2002 über die
Haushaltsordnung für den Gesamthaushalt der Europäi-
schen Gemeinschaften (*) nur abweichen, wenn besondere
Merkmale der Funktionsweise von Eurojust es erfordern
und sofern die Kommission dem zustimmt.

(*) ABl. L 357 vom 31.12.2002, S. 72. Berichtigt in ABl.
L 2 vom 7.1.2003, S. 39.“

2. Artikel 38 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Der Anweisungsbefugte führt interne Kontrollsys-
teme und -verfahren ein, die für die Ausführung seiner
Aufgaben geeignet sind.“

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am ersten Tag des Monats nach seiner
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union wirksam.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2003.

Im Namen des Rates

Der Präsident
G. DRYS
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ERKLÄRUNGEN ZU SÄMTLICHEN VORSTEHENDEN RECHTSAKTEN

1. Erklärung des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission

Das Europäische Parlament, der Rat und die Kommission erinnern daran, dass der Haushaltsplan der
Einrichtungen im Sinne von Artikel 185 der Haushaltsordnung einen Finanzbeitrag des Aufnahmemit-
gliedstaats vorsehen kann.

2. Erklärung

Es ist äußerst wünschenswert, dass die zuständigen Stellen sich nach Kräften darum bemühen, die
Frage des endgültigen Sitzes der neuen Agenturen so schnell wie möglich zu regeln.

3. Erklärung des Europäischen Parlaments und des Rates

Das Europäische Parlament und der Rat ersuchen die Kommission, im Fall der Änderung der Rahmen-
finanzregelung für die in Artikel 185 der Haushaltsordnung genannten Einrichtungen zuvor das Euro-
päische Parlament, den Rat und den Rechnungshof zu konsultieren. Die Kommission verpflichtet sich,
ihnen ihren Entwurf zur Stellungnahme vorzulegen.
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